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75 Jahre Hiroshima und Nagasaki
Neulich fuhr ich durch Berlin. Es war 
einer dieser warmen Augusttage und 
die Stadt köchelte in der Hitze vor 
sich hin. Aus dem Augenwinkel er­
weckte eine Plakatwerbung meine 
Aufmerksamkeit, ganz beiläufig. Als 
ich umkehrte und davor stand, ver­
schlug mir das Bild erneut die Sprache. 
Schutt und Asche soweit das Auge 
blickt. Die Trümmerwüste von Hiroshi­
ma lässt einem das Blut in den Adern 
gefrieren. Das Bild erinnert uns daran, 
was wir schon längst wissen, was wir 
nie vergessen dürfen: Zwei Atombom­
ben, abgeworfen über Hiroshima und 
Nagasaki, töteten hunderttausende 
Menschen. In den Jahren und Jahr­
zehnten danach starben an den Spät­
folgen immer noch Menschen. Diese 
Trümmerwüste aus Tod, Zerstörung 
und Leid erinnert uns bis heute an et­
was, das wir viel zu still begangen ha­
ben: 75 Jahre Hiroshima und Nagasa­
ki. Der Bezirk Lichtenberg ist Mitglied 
im globalen Netzwerk Bürgermeister 
für den Frieden (Mayor for Peace). 

Frieden ist nicht selbstverständ­
lich, die Kriegsherde sind nicht weni­
ger geworden und die Großmächte 
kündigen ein neues Zeitalter des Wett- 
rüstens an. Wir können am 1. Septem­
ber, dem Weltfriedenstag, gemeinsam 
mit den Mayors for Peace an diese 
schrecklichen Tage der Menschheits­
geschichte erinnern und berlinweit 
die Flagge des Bündnisses hissen. 
Damit es nie wieder geschieht.

	 MICHAEL GRUNST

Am 10. August begann in Berlin das 
neue Schuljahr. Unter den enorm 
erschwerten Bedingungen der welt­
weiten COVID-19-Pandemie, ist die  
Wiederaufnahme des Regelschulbe­
triebs nur unter Infektionsschutzvor­
gaben möglich. Dies ist kein leichtes 
Unterfangen, denn ein Impfstoff ist 
noch nicht verfügbar und die Wirk­
samkeit möglicher antiviraler Medika­
mente noch nicht ausreichend belegt. 
Wir sind dabei, Vorsichtsmaßnahmen 
und ein möglichst sicheres Leben mit 
dem neuartigen Corona-Virus zu er­
lernen.

Bei sommerlichem Wetter, das in 
Klassenräumen eine hohe Luftzirkula­
tion ermöglicht, scheint dies in Lich­

tenberger Schulen bislang auch zu 
gelingen: Zum Redaktionsschluss der 
Info links gab es noch keine bestätig­
ten Infektionen. Dies ist allerdings al­
les andere als eine epidemiologische 
Garantie: Bei steigenden Berliner 
Infektionszahlen und spätestens mit 
Beginn der Heizperiode dürften sich 
auch die ersten Lichtenberger Fälle 
ergeben. 

Wegen dieser prinzipiellen Un­
sicherheit werden Risikogruppen 
besonders geschützt und vom Prä­
senzunterricht befreit: Seien es nun 
Lehrer:innen mit Vorerkrankungen 
oder beispielsweise Schüler:innen, 
deren Angehörige durch COVID-19 
besonders gefährdet sind. 

Für alle anderen wird das gesamte 
Spektrum der schulischen Aktivität 
angeboten, zwar ohne kapazitätsbe­
grenzende Abstandsregeln (der viel­
leicht größte Schwachpunkt der Öff­
nung), aber mit Maskenpflicht in den 
Fluren, regelmäßigem Händewaschen 
und sofortiger Testmöglichkeit bei 
Auftreten von Symptomen, die auch 
für enge Kontaktpersonen besteht. 
Durchgeführt werden diese Tests im 
Tuberkulosezentrum in der Deutsch­
meisterstraße 24. Bestätigt sich die 
Infektion, kann Lernen zu Hause unter 
Quarantäne-Bedingungen stattfinden. 
Konzeptionell ist dies auch für ganze 
Klassen abgesichert.

	 MICHAEL NIEDWOROK 

Neue Normalität? Schule  
während der Pandemie
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Unseren Bäumen muss dringend geholfen werden! Sie brauchen mehr Wasser! Gesine Lötzsch hat  
mit Hilfe der Berliner Wasserbetriebe 7000 Liter Wasser auf Lichtenberger Bäume verteilt. Das ist natürlich  
ein Tropfen auf den heißen Stein. Deshalb verlosen wir 10 rote Gießkannen (siehe oben).  
Bitte melden unter: gesine.loetzsch@bundestag.de 
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Lichtenberg als familienfreundlicher 
Bezirk wächst. Auch der Fennpfuhl 
profitiert davon und erlebt einen im­
mer stärkeren Zuzug von Familien. 
Dies bedeutet, dass die Infrastruktur 
ebenfalls weiter ausgebaut werden 
muss. Insbesondere Schulplätze wer­
den dringend benötigt, so dass vor 
wenigen Jahren im Innenhof der Bern­
hard-Bästlein-Straße die Hans-Rosen­
thal-Schule eröffnete. Sie allein aber 
kann den steigenden Bedarf mittel­
fristig nicht decken. 

Neben neuen Schulplätzen sind 
auch Schulsanierungen dringend not­
wendig. So plante der Senat die Errich­
tung von temporären Drehscheiben­
schulen, die als Ausweichstandort zur 
Verfügung stehen sollten. Aufgrund der  
angespannten Haushaltslage können 
die geplanten Drehscheiben nun je­
doch nicht finanziert werden. 

Eine dieser Drehscheiben sollte 
im Innenhof neben der Grundschule 
entstehen. Anwohnende, Eltern und 
Engagierte im Kiez schlossen sich 
nach Bekanntwerden zu einer Inte­
ressengemeinschaft zusammen. Ihr 
Ziel ist es, das Grün im Innenhof zu 
erhalten, denn der Fennpfuhl zählt 
laut Umweltatlas zu den am stärksten 
belasteten Gebieten. Nun ist die Dis­
kussion um eine Drehscheibe zwar 
erstmal beendet, dennoch zeigt die 
Schulentwicklungsplanung ein deut­
liches Defizit an Schulplätzen. In den 
nächsten Monaten muss genau ge­
prüft werden, welche weiteren Stand­
orte identifiziert werden können, um 
den Schulplatzbedarf zu decken, so 
dass auch Grünflächen erhalten blei­
ben und aufgewertet werden. Hier gilt 
es gemeinsam im Gespräch zu blei­
ben. 	 CLAUDIA ENGELMANN

Vor Kurzem hat das Bezirksamt Lich­
tenberg seinen ersten Gesundheitsbe­
richt vorgelegt. Er zeigt, unabhängig 
von Corona, unterschiedliche Hand­
lungsfelder auf, die für das Bezirks­
amt und mich als Gesundheitsstadträ­
tin entscheidend sind beim weiteren 
Ausbau von Versorgungsangeboten. 

Auch in Lichtenberg beeinflusst 
die soziale Lage den gesundheitli­
chen Zustand der Menschen. Konkret 
heißt das, dass sozial benachteiligte 
Menschen in Lichtenberg ein höhe­
res Risiko haben zu erkranken, als 
Bewohner:innen mit höherem Sozial­
status. Ebenso Umwelteinflüsse wie 
Lärm, saubere Luft oder wohnort­
nahes Stadtgrün wirken sich auf die 
Gesundheit aus. Denkbar ungünstig 
ist, wenn Armutsgefährdung und er­
höhte Umweltbelastungen innerhalb 
einer Region zusammenkommen. Be­
steht zudem ein Mangel an ambulan­
ter ärztlicher oder pflegerischer Ver­
sorgung, ist es dort ganz besonders 
wichtig, ergänzende Versorgungsan­
gebote zu schaffen. 

Die steigende Lebenserwartung 
der Lichtenberger:innen stellt uns vor 
Herausforderungen. Mit steigendem 
Lebensalter geht neben einer Häu­
fung chronischer Beschwerden auch 
eine höhere Wahrscheinlichkeit, pfle­
gebedürftig zu werden, einher. Als Be­
zirk können wir zwar die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen nicht ändern, 
doch wir bündeln unsere Ressour­
cen, zum Beispiel im Geriatrisch-Ge­
rontopsychiatrischen Verbund. Dieser 

bringt ambulante und stationäre Pfle­
geeinrichtungen, Ärzt:innen, Thera­
peut:innen, Beratungsstellen und 
kommunale Sozialhilfeträger zusam­
men, mit dem Ziel eine ganzheitliche 
und bedarfsgerechte Versorgung und 
Betreuung älterer Menschen zu er­
möglichen.

Der Gesundheitsbericht unter­
sucht auch Risikoverhaltensweisen 
der Lichtenberger:innen. Konsum von 
Tabakprodukten und Alkohol, aber 
auch fehlende Bewegung und Überge­
wicht fallen dabei häufig als Ursache 
für Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder 
Lungenkrebs und Leberkrankheiten 
auf. Ganz klar ist, dass Prävention 
und Aufklärung über den regelmäßi­
gen Konsum von Suchtmitteln ver­

stärkt werden muss. Maßnahmen, 
wie beispielsweise ein Werbeverbot, 
müssen jedoch auf Landes- und Bun­
desebene geregelt werden.

Die Lektüre des Berichts lohnt 
sich, denn viele weitere Aspekte wie 
die Apothekendichte oder die Heb­
ammenversorgung werden beleuch­
tet. Wichtig ist, gesundheitliche Prä­
ventionsangebote noch stärker in den 
Fokus zu rücken. Auch für Menschen 
mit speziellem Versorgungsbedarf 
wie Demenz, Sucht oder psychischen 
Erkrankungen werden mehr Angebo­
te benötigt. Für eine effektive Umset­
zung muss genau geschaut werden,  
in welchen Sozialräumen welche 
Maßnahmen geeignet und realisierbar 
sind.	 KATRIN FRAMKE 

Lichtenbergs erster Gesundheitsbericht

(K)eine Drehscheibenschule in der Bernhard-Bästlein-Straße!?

HERBSTPUTZ

„Mit Abstand für den Gemeinsinn –  
auf zum Herbstputz“ heißt es vom 
11. – 20.9. in Lichtenberg. Im Juli 
riefen Lichtenberger:innen, Vereine,  
Einrichtungen und Gewerbetreibende 
dazu auf, weil der Frühjahrsputz we- 
gen der Pandemie ausfallen musste. 
Mit der Aktion sollen gemeinsam mit 
anderen Menschen die Kieze aufge­
frischt werden, egal ob Grünanlagen, 
Spielplätze oder das Wohnumfeld. 
Die im Rahmen der Freiwilligentage 
konzipierte Aktion wird vom bezirk­
lichen Grünflächenamt und der 
Berliner Stadtreinigung, der WGLi 
Wohnungsgenossenschaft Lichten­
berg eG unterstützt. 
z 	 Weitere Info: Sabine Iglück,  

Telefon: 90296-3526

KÜHLER FREIAPLATZ

Nach einjähriger Pause gibt es mit 
Sommerbeginn wieder Eis am Freia­
platz. Die Berliner Wasserbetriebe 
konnten inzwischen den fehlenden 
Wasseranschluss installieren. Mit 
ihrer Onlinepetition, der 486 Unter­
stützter folgten, hatte die Berlinerin 
Judith P. die öffentliche Aufmerksam­
keit auf das Problem gelenkt. Das An­
gebot des Betreibers finden Sie u. a. 
auf lecker-eis.com/sevices. 

VIELSPRACHIGE BERATUNG 

Lichtenberger Bezirksamtsbesucher 
können jetzt in Arabisch, Farsi, Dari, 
Russisch, Vietnamesisch, Kurmand­
schi, Türkisch, Bosnisch, Kroatisch, 
Serbisch, Albanisch, Rumänisch, Bul-
garisch, Englisch und Französisch und 
weiteren Sprachen beraten werden. 
Ein telefonischer Sprachmittlungsser­
vice unter den Mitarbeitern ist jetzt 
für 2020–2021 eingerichtet worden. 
Damit reagiert das Bezirksamt auf die 
Tatsache, dass mittlerweile 35 % der 
in Lichtenberg lebenden Menschen 
ausländische Wurzeln haben. Das 
Angebot steht derzeit dem Sozialamt, 
dem Gesundheitsamt, dem Amt für 
Regionalisierte Ordnungsaufgaben, 
dem Schulamt und Lichtenberger 
Schulen zur Verfügung. Es wird aus 
dem bezirklichen Integrationsfond 
finanziert.	 JOACHIM PAMPEL
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Den Kiez sauber halten. Mehrere hundert Anwohner und Berliner sind 
am 18. August dem Aufruf der „antifaschistischen Vernetzung Lichtenberg“ 
gefolgt und haben sich in der Hagenstraße vor der Kiezkneipe „morgen wird 
besser“ versammelt. Auf die Kneipe war am Wochenende zuvor ein Brandan­
schlag verübt worden. Mit ihnen war auch DIE LINKE schützend vor Ort.
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Im Innenhof der Bernhard-Bäst-
lein-Straße war eine Drehschei­
benschule geplant. Die Pläne sind 
vom Tisch.

K U R Z  G E M E L D E T
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z 	 Die Berliner Bäume leiden unter 
der Dürre. Gesine Lötzsch hat zu-
sammen mit den Berliner Wasser-
betrieben 7.000 Liter Wasser auf 
Lichtenberger Bäume verteilt. Wie 
ist die Bereitschaft der Berlinerin-
nen, ihre Bäume zu gießen?
Es gibt wie immer auch hier Luft nach 
oben. Aber wir sehen schon viele tol­
le Beispiele. Immer mehr wird auch 
verstanden, dass hier persönliches 
Engagement wichtig ist, weil keine 
offizielle Struktur auf diese extremen 
Dürren vorbereitet ist und sein kann. 

Das zeigt, wie wichtig der Stadtum­
bau in Richtung Schwammstadt ist, 
was das dezentrale Speichern, Ver­
sickern, Verdunsten oder anderweiti­
ges Nutzen des kostbaren Regenwas­
sers meint. 

z 	 Es gibt immer mehr Trinkbrun-
nen in der Stadt, doch nicht alle 
Brunnen sind in Betrieb, was ist 
der Grund?
Wir bauen mit Landesmitteln 2019/ 
2020 hundert neue Brunnen, insge­
samt haben wir schon 160. Aber etli­
che Brunnen sind wegen Corona erst 
sehr spät ans Netz gegangen bzw. 
tun dies gerade. Normalerweise be­
ginnen wir ja ab April mit dem Andre­
hen der Trinkbrunnen. In diesem Jahr 
gab es bei Bezirken und Senat eine 
lange Zeit der Unsicherheit, ob man 
Trink- und Springbrunnen andrehen 
oder das lieber lassen soll. Dazu kam, 
dass auch wir monatelang im Notbe­
trieb gearbeitet haben. Damit lässt 
sich der Rückstand jetzt nur noch 
mit Verzögerung aufholen. Allerdings 
hat während der Corona-Hochzeit 
die Bauindustrie im Prinzip ohne Ein­
schränkungen gearbeitet. Im Ergebnis 
sind viele neue Trinkbrunnen gebaut, 
aber lange nicht angestellt worden.
z 	 Es gibt auch viele Wasserpum-
pen in der Stadt, die nicht funktio-
nieren. Wer ist für sie zuständig?
2.070 sind es, von denen 900 dem 
Bund und der große Rest den Bezir­
ken gehören. Eigentlich mal für den 
Katastrophenschutz gedacht, haben 
etliche dieser Pumpen ein erhebliches 
Wartungsdefizit, weil man mit dem 

Kalten auch die Gefahr eines Heißen 
Krieges für beendet erklärt hat. Aber 
genau diese Pumpen könnten jetzt 
beim Bäumegießen helfen. Die Politik 
hat das erkannt und sucht nach einer 
Lösung. 
z 	 Die gute Wasserqualität des Ber- 
liner Wassers ist legendär. Was tun 
die Berliner Wasserbetriebe dafür, 
dass das so bleibt?
Das ist ein Triumvirat aus Ressour­
censchutz – ein Viertel Berlins sind 
Wasserschutzgebiete –, Überwachen 
des Wasserkreislaufs und riesigen 
Investitionen in weitergehende Rei­
nigungsstufen der Klärwerke und in 
dezentrale Regenwasserbehandlung. 
Die natürliche Reinigung des Wassers 
auf seinem Weg in den Boden – wir 
gewinnen unser Wasser in Tiefen von 
30 bis weit über 100 Metern – müs­
sen wir angesichts von Klima- und 
demografischem Wandel immer stär­
ker absichern. Klimawandel heißt vor 
allem mehr Dürrephasen, in denen 
Spree und Havel kaum noch natürlich, 
sondern vor allem dank des gereinig­
ten Abwassers aus den Klärwerken 
fließen. Also legen wir dort gerade 
mehr als eine Schippe drauf, bauen 
für rund zwei Milliarden Euro neue 
Reinigungsstufen in den Werken.
z 	 Wie haben sich die Wasser- und 
Abwasserpreise in Berlin entwi-

ckelt und wie stehen wir im Ver-
gleich zu anderen Großstädten da?
Unsere Tarife sind seit einem Jahr­
zehnt stabil und 2014 auch gesenkt 
worden, beim Abwasser 2018 sogar 
noch einmal. Und wir bleiben trotz 
steigender Investitionen auch bis 
mindestens 2023 stabil. So lange Zeit  
ohne Teuerung ist schon extrem selten,  
egal in welche Branche oder zu wel­
chen Produkten man schaut. Unser 
Ziel ist ein Platz im günstigsten Drittel 
der 30 größten deutschen Städte. 
z 	 Die Berliner Wasserbetriebe  
produzieren auch Strom. Ist das 
Angebot gegenüber anderen 
Stromanbietern konkurrenzfähig?
Ja, als Wasserbetriebe sind wir mit 
Klärgas, Wind und Solar schon seit 
vielen Jahren Berlins zweitgrößter 
Stromer, aber damit decken wir nur 
große Teile unseres Eigenbedarfs. 
Hier ist unsere Energiewende-Tochter 
Berliner Stadtwerke gemeint, deren 
berlinStrom jeder kaufen kann. Mit 
unseren Tarifen sind wir sehr konkur­
renzfähig, allerdings nie der Billighei­
mer. Unser Alleinstellungsmerkmal 
ist, dass wir hier, vor Ort, etwas tun 
und unseren Strom nicht von weither 
holen. Unsere Solaranlagen stehen 
auf Berliner Dächern, unsere Wind­
räder auf Feldern der Berliner Stadt­
güter. 

Wasser marsch!
Stephan Natz, Pressesprecher der Berliner Wasserbetriebe, über Dürre, Trinkbrunnen und Wasserpreise  
| Von KLAUS SINGER 

Die freundlichen Männer von den Wasserbetrieben erzählten uns, dass sie u. a. auch Obdachlose mit Wasser 
versorgen. Ebenso über Duschen für Obdachlose wird bei den Wasserbetrieben nachgedacht.

Stephan Natz, Pressesprecher der 
Berliner Wasserberiebe.
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Mehrwertsteuersenkung

Die zuletzt veranlasste Senkung der 
Mehrwertsteuer führt derzeit zu einer 
nachweisbaren Entlastung der nie­
deren Einkommen. Voraussetzung 
hierfür ist selbstverständlich eine 
Weitergabe der Steuersenkung an 
den Endverbraucher. Darauf deuten 
die aktuellen Inflationszahlen hin. So 
sanken die Preise für Lebensmittel im 
Monat Juli um 2,7 %. Ökonomen gehen 
davon aus, dass bis zu zwei Drittel der 
Mehrwertsteuersenkungen weiter­
gegeben wurden. Die Gefahr besteht 
darin, den Steuersatz wieder zu erhö­
hen. Forscher des IMK-Institutes wei­
sen darauf hin, dass Erhöhungen in 
der Vergangenheit nahezu vollständig 
den Konsumenten übergeholfen wur­
den und warnen vor dem geplanten 
Wiederanstieg Anfang 2021.

Hohe Sterblichkeit bei  
ostdeutschen Männern 

Die Mortalitätsrate bei Männern mitt­
leren Alters ist in den ostdeutschen 
Bundesländern doppelt so hoch wie 
im Westen der Republik. Seit der 
Jahrtausendwende hält sich dieser 
Zustand auf konstant hohem Niveau. 
Zahlreiche Studien arbeiteten bereits 
die Gründe hierfür heraus. So werden 
vor allem die ungünstigeren sozioöko­
nomischen Faktoren wie Arbeitslosig­
keit und Art der Tätigkeit angeführt. 
Auf Nachfrage der Bundestagsab­
geordneten Gesine Lötzsch nannte 
die Bundesregierung ebenfalls den 
Zusammenhang zwischen sozioöko­
nomischen Status und Gesundheits­
zustand als entscheidenden Faktor. 
Direkte Maßnahmen stehen jedoch 
nicht in Aussicht.

Krise verschärft  
Ungleichheit

Die gegenwärtige Krise verstärkt be­
reits bestehende soziale Ungleichhei­
ten. Mittlerweile haben bereits über 
ein Viertel aller abhängig Beschäftig­
ten Einkommenseinbußen hinnehmen 
müssen. Dies ergab eine repräsenta­
tive Umfrage der Hans-Böckler-Stif­
tung. Hierbei bestehen große Unter­
schiede zwischen den verschiedenen 
Einkommensgruppen. Während 40 % 
der Haushalte mit einem Einkommen 
bis zu 1.500 Euro monatlich angaben, 
während der Krise weniger verdient 
zu haben, waren nur 22 % Haushalte 
mit einem Einkommen bis zu 3.200 
Euro monatlich betroffen. 	
		  MAX GALLE

A U S  D E M  B U N D E S T A G0 4

Kündigen deutsche Firmen Massen­
entlassungen an, lassen sich häufig 
ritualisierte Folgephänomene beob­
achten. Gewerkschafter fordern um­
gehend Sozialverträglichkeit beim 
Kahlschlag – oft mit mäßigem Erfolg. 
Börsianer belohnen das bei ihnen ge­
listete Unternehmen für die Kosten­
einsparungen mit Kursanstiegen. Und 
marktradikale Politiker, die die Ver­
nichtung von Arbeitsplätzen aus Ren­
tabilitätsgründen als marktgerechten 
„Reinigungsprozess“ betrachten, er- 
klären dieses Phänomen mit den 
Mächten der Globalisierung. 

Doch mit den Karstadt-Filialschlie­
ßungen in Berlin haben wir es mit 
einer Erscheinung zu tun, die sehr viel 
deutschsprachiger und weit weniger 
global ist, als es uns die herrschende 
Ökonomie weismachen will. Der ös­
terreichische Milliardär René Benko, 
der so österreichisch ist, dass er im 
berüchtigten Ibiza-Video als Spon­
sor der rechtsextremen FPÖ auf­
taucht, ist mit seiner „Signa Holding“ 
Eigentümer Karstadts. Die deutsche 
Otto-Familie – mit ihrer „ECE Pro­
jektmanagement“ Vermieter vieler 
Einkaufszentren Karstadts – steht 
ihm gegenüber. Benko ist einstelliger 
Milliardär (Vermögen: 5 Mrd. €). Der 
Otto-Clan verfügt über zweistellige 
Milliardensummen (Vermögen: ca. 
15 Mrd. €). Der im Verhältnis zu den 
Ottos minderbemittelte Benko zielte 
schlicht auf noch mehr Profit, als er 
jüngst seinem Vermieter mit Auszug 
drohte, um die Miete zu drücken. 
Dass dazwischen Tausende arbei­
tende Menschen stehen, mit deren 
Existenzgrundlage hier Superreiche 
spielen, ist die menschenverachtende 
Wahrheit. 	 TINKO HEMPEL

5 vs. 15
Z A H L  D E S  M O N A T S

Die Lichtenberger Bundestagsabge­
ordnete Dr. Gesine Lötzsch ist er­
reichbar:
z	 Wahlkreisbüro, Zingster Straße 12, 

13051 Berlin
z	 Telefon: 22 77 17 87, E-Mail: 
	 gesine.loetzsch@bundestag.de
z	 Bürgersprechstunde mit 
	 Dr. Gesine Lötzsch:  

Donnerstag, 24.9., 17 Uhr, ab­
hängig von den Kontaktbeschrän­
kungen nur telefonisch:  
99 27 07 25 oder per E-Mail 

	 gesine.loetzsch@bundestag.de

S P R E C H S T U N D E

Cum-Ex: 40 Banken in Finanzbetrug 
verwickelt – größter Steuerraub der 
Geschichte. Mit den Panama-Papers 
wurden massenhaft Steuerhinter­
ziehungen aufgedeckt, und jetzt rollt 
der Kriminalfall „Wirecard“ auf uns 
zu. Sind das alles Ausnahmen oder ist 
das die Regel? 

Am 25. Juni 2020 stellte Wirecard  
einen Insolvenzantrag wegen drohen­
der Zahlungsunfähigkeit und Über­
schuldung. Die Ermittler werfen dem  
früheren Vorstandschef Markus Braun 
vor, mindestens seit Ende 2015 die 
Bilanzsumme und den Umsatz des 
Zahlungsanbieters durch Scheinge­
schäfte aufgebläht zu haben. Banken 
und andere Investoren haben insge­
samt 3,2 Mrd. Euro bereitgestellt. Das 

Geld ist wahrscheinlich verloren. 
Wirecard, das erst im September 

2018 in den Dax aufgestiegen war, ist 
im August aus dem deutschen Leit­
index geflogen. Der ehemalige Vor­
stand und mutmaßliche Betrüger Jan 
Marsalek ist weiter mit viel Geld auf 
der Flucht.

Jetzt stellen sich natürlich viele 
Fragen: Wie konnte eine so gigan­
tische Bilanzfälschung so lange 
geheim gehalten werden? Warum 
wurden von den Aufsichtsbehörden 
Hinweise der Financial Times auf  
Börsenmanipulationen missachtet? 
Was haben die Behörden gegen Wi­
recard unternommen? Was wusste 
der Bundesfinanzminister und warum 
hat die Kanzlerin bei ihrer China-Reise 

noch Werbung für Wirecard gemacht?
Die Bundesanstalt für Finanzdienst­

leistungsaufsicht (BaFin) hatte der 
Deutschen Prüfstelle für Rechnungs­
legung (DPR) im Februar 2019 wegen 
Ungereimtheiten in der Halbjahres­
bilanz von 2018 einen Prüfauftrag 
gegeben. Laut der Frankfurter Allge­
meinen Sonntagszeitung war mit der 
16 Monate andauernden komplexen 
Prüfung bei der DPR im Wesentlichen 
nur ein Mitarbeiter betraut.

Mein Kollege Fabio de Masi hat eine  
ganze Liste von weiteren Fragen in der  
Sondersitzung des Finanzausschus­
ses des Bundestages vorgelegt. Es 
blieben viele Fragen offen. Mit großer 
Wahrscheinlichkeit muss ein Unter­
suchungsausschuss den Skandal auf­
klären.

Mich erinnert der ganze Vorgang 
an die Finanzkrise von 2008. Banken 
wurden zu Spielcasinos und bekamen 
von Wirtschaftsprüfern gute Zeugnis­
se ausgestellt. Dann wurden sie mit 
Steuergeldern gerettet. Die Kanzlerin 
erklärte damals, dass sich so etwas 
nicht wiederholen dürfe. Die Finanz­
kontrollen sollten verschärft werden. 

Sicherlich hat die BaFin versagt, 
doch möglicherweise haben einfluss­
reiche Kräfte Wirecard geschützt, in  
dem sie exklusive Kontakte in die Bun­
desregierung nutzten. Es ist sicher- 
lich kein Zufall, dass sich im August 
2019 Klaus-Dieter Fritsche, ehema­
liger Beauftragter für die Nachrich­
tendienste des Bundes, an das Bun- 
deskanzleramt um einen Gesprächs­
termin für Wirecard bemüht hatte. Ei­
nen Monat später reiste die Kanzlerin 
nach China.	 GESINE LÖTZSCH

Wie kriminell ist die deutsche Wirtschaftselite?

Wie jedes Jahr hat der Verein Friedensglocke eine würdige  
Gedenkfeier zum Jahrestag des Atombombenabwurfs über Hiroshima  
und Nagasaki im Volkspark Friedrichshain veranstaltet.
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Wir haben als Linke Kommunalpolitiker für den Erhalt der 
beiden Lichtenberger Kaufhof-Filialen und für die Arbeits­
plätze gekämpft. 

Für mich als Lichtenberger Bezirksbürgermeister ist 
das Ergebnis sehr ambivalent, zwei Herzen schlagen dabei 
in meiner Brust. Die eine Lichtenberger Galeria-Kaufhof-Fi­
liale im Ringcenter an der Frankfurter Allee wurde von der 
Schließungsliste gestrichen. Hier haben wir gemeinsam 
mit dem Senat, den Beschäftigtenvertretungen, dem Be­
zirksamt und dem Centermanagement einen Kompromiss 
aushandeln können, der das Center für 10 Jahre erhalten 
soll. Vor allem aber sollen in dieser Zeit betriebsbeding­
te Kündigungen ausgeschlossen sein. Das ist gut. Es soll 
nicht der Eindruck entstehen, dass der SIGNA-Konzern 
diesem Deal aus reiner Leidenschaft und Menschlichkeit 
zugestimmt hat oder ihre Filialen und die Arbeitsplätze 
„retten“ wollte. Das würde der eiskalten Marktlogik des 
Konzerns widersprechen. Dieser Deal wurde teuer erkauft 
und er hat das Potenzial die Stadtentwicklung in Berlin 
maßgeblich zu beeinflussen. Denn SIGNA ist auch ein Im­
mobilienunternehmen, dessen Kaufhäuser zum Beispiel 
am Alexanderplatz aber vor allem Hermannplatz weiter­

entwickelt werden sollen. Dass die Bezirke und der Senat 
dabei auf keinen Fall von den eigenen und neuen Stan­
dards der Bürger- und Bürgerinnenbeteiligung abweichen 
dürfen, müssen wir gemeinsamen noch stärker unterstrei­
chen.

Tragisch am Ergebnis ist, dass die Filiale im Lindencen­
ter in Hohenschönhausen schließen soll. Die Mitarbeiten­
den, die dort zum Teil seit 25 bis 40 Jahren gearbeitet 
haben, werden vor die Tür gesetzt. Für sie werden wir 
weiterkämpfen. Ich erhoffe mir, dass der Senat für sie ein 
ähnliches Angebot wie für die Mitarbeitenden von Air-Ber­
lin macht, die zum Teil eine Beschäftigung in der Berli­
ner Verwaltung erhalten haben. Strategisch falsch ist die 
Schließung meiner Meinung auch deshalb, weil wir als Be­
zirk gemeinsam mit dem Senat derzeit ein neues Zentrum 
für Hohenschönhausen entwickeln wollen. Die 55.000 
Hohenschönhausener, die im Einzugsgebiet rund um den 
Prerower Platzes wohnen, werden sich dann mehr vor Ort 
aufhalten und die neue Qualität des Zentrums genießen 
können. Hier hat sich der Konzern meiner Meinung nach 
wirtschaftlich verrechnet, menschlich sowieso.

	 MICHAEL GRUNST

Die Rettung von Galeria-Kaufhof – 
ein ambivalenter Deal

Fairtrade-Town 
Lichtenberg

KOMMENTAR

Wir haben uns erneut auf den Weg ge­
macht. Als Bezirksamt wollen wir uns 
für den Bezirk Lichtenberg ein wei­
teres Siegel erarbeiten. Lichtenberg 
soll nächstes Jahr „Fairtrade-Town“ 
werden. Es geht mir dabei nicht da­
rum, uns den nächsten Orden an das 
Revers zu heften und zu prahlen – es 
geht um ein Umdenken. Es geht da­
rum, Öffentlichkeit für das Thema 
Nachhaltigkeit und fairen Handel her­
zustellen und die Köpfe und Herzen 
derer zu gewinnen, die das Fairtrade 
nicht kennen oder vielleicht nicht 
richtig einordnen können. 

Wir wollen den fairen Handel im 
Bezirk stärken und eine faire Be­
schaffung im Bezirksamt etablieren. 
Das muss schrittweise passieren, 
aber stetig. Um Fairtrade-Town zu 
werden, müssen fünf Kriterien erfüllt 
sein: Zuallererst muss ein Beschluss 
des Bezirksamtes vorliegen, dann 
muss eine Steuerungsrunde gegrün­
det werden, die aus Zivilgesellschaft, 
der Wirtschaft und der Verwaltung 
besteht. Außerdem wollen wir, dass 
in Lichtenberg mindestens 40 Ge­
schäfte und 20 gastronomische Ein­
richtungen Fairtrade-Produkte im An­
gebot führen. Eine aktive Beteiligung 
der Zivilgesellschaft an der Kampagne 
ist Voraussetzung. SODI, Schulen, die 
Kiezspinne, das EJF und viele andere 
machen schon mit. 

Kommunen kommt bei der Ent­
wicklungszusammenarbeit eine ganz 
besondere Rolle zu. Nachhaltigkeits­
themen können lokal umgesetzt wer­
den, auch wenn die Bundespolitik 
zögerlich agiert. Die Umstellung auf 
faire Produkte trägt direkt zur sozia­
len und wirtschaftlichen Entwicklung 
der Länder des globalen Südens unter 
Achtung der Menschenrechte bei. Fai­
rer Handel schafft faire Löhne, achtet 
auf gerechte Arbeitsbedingungen und 
fördert soziale Projekte. Deshalb sind 
wir dabei. Wir wollen unseren Beitrag 
für eine gerechtere Welt leisten. Der 
Titel „Fairtrade-Town“ ist dabei nur 
ein Einstieg in das Thema.
		  MICHAEL GRUNST
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Wasser marsch. Im Juli wurde im Quartierspark an der Neubrandenburger Straße die neue Kinderplansche er­
öffnet. Im Jahr 2017 brachte unsere Fraktion den entsprechenden Antrag in die BVV ein. Von der Idee bis zur 
Umsetzung dauerte das Projekt insgesamt drei Jahre. In den heißen August-Tagen ist die Plansche für die Kinder 
in Hohenschönhausen der Anziehungspunkt.
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Der Berliner Radverkehr kommt seit 
Jahren nicht richtig von der Stelle. 
In der grünen Senatsverwaltung re­
giert Stillstand – so schlimm, dass 
selbst die Berliner CDU ihre Chance 
wittert, beim Thema Radverkehr zu 
punkten. Der Unmut über fehlende 
Neuplanungen und das Konstrukt der 
InfraVelo GmbH ist vor allem bei den 
Bezirken groß. Während der Corona-
Krise entstanden aber vielerorts neue 
temporäre Radwege, sogenannte 
Pop-up-Radwege. Als Zwischenlö­
sung gedacht, sollen sie nun bleiben. 
Auf rechtlich wackliger Grundlage 
beschloss zunächst der Bezirk Fried­
richshain-Kreuzberg eine Verlänge­
rung auf unbestimmte Zeit. Die Se­
natsverwaltung hat dies den Bezirken 
nun zur Nachahmung empfohlen. 

Das kann für Lichtenberg nur an 
wenigen Stellen eine Option sein. 
Nicht umsonst ist Radwegeplanung 
zeitintensiv, müssen doch Fußgänger, 
der ÖPNV, die Sicherheit der Rad­
fahrer und Autofahrer berücksichtigt 
werden. Was bisher an Planungen 
verschlafen wurde, lässt sich leider 
nicht durch eine einzige Hauruck-
Aktion aufholen. Denn die Verkehrs­
wende kann nur gelingen, wenn alle 
mitziehen. Die Akzeptanz, Privilegien 
abzugeben, ist dabei erfahrungsge­
mäß größer, wenn transparent und 
partizipativ geplant wird und die Bür­
ger nicht vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden. Derweil sollte der 
Bezirk aber trotzdem prüfen, an wel­
chen Standorten vielleicht auch für 
Lichtenberg die schnellen Pop-ups 
der richtige (Rad)weg sind. Pop-up-
Radwege und langfristige Verkehrs­
planung müssen kein Widerspruch 
sein. 	 ANTONIO LEONHARDT 

Weitere Unregelmäßigkeiten in der  
Parkstadt Karlshorst

Sperrmülltage in Lichtenberg

Das Thema Parkstadt Karlshorst be­
schäftigt die Linksfraktion seit Lan­
gem. Zunächst versuchte die damali­
ge Stadträtin, die Öffentlichkeit über 
die Anzahl der zu realisierenden So­
zialwohnungen zu täuschen. Wieder 

und wieder wurde betont, dass auch 
die Staffelgeschosse bei der Zahl 
der zu bauenden Sozialwohnungen 
berücksichtigt würden. Dies stellte 
sich schon wenig später als unwahr 
heraus. Nur eine von vielen Unregel­

mäßigkeiten. Nun kam heraus, dass 
Investor und Architekt bereits im Jahr 
2017 einen opulenten Bildband zur 
Parkstadt Karlshorst veröffentlicht 
haben. Pikant dabei – an prominenter 
Stelle hatte auch der für die Bearbei­
tung des Bebauungsplans zuständige 
Mitarbeiter des Bezirksamts einen 
Beitrag verfasst. Mehr als zwei Jahre 
vor Beschluss des Bebauungsplans 
wird hier unter dem Titel „Die Stadt 
der Rationalisten“ die „starke Archi­
tektursprache“ des Projekts gelobt 
und die Bauten als „Mustersiedlung“ 
qualifiziert. Dass nach solchen Lobes­
hymnen die kritische Distanz zum be­
gleiteten Projekt verloren geht, liegt 
auf der Hand. Es entsteht daher der 
ungute Eindruck, dass mit dem Bei­
trag vor allem das Ego des Mitarbei­
ters gekauft werden sollte. Eine derart  
ungewöhnliche Investorennähe war 
dann auch für den weiteren Verlauf 
des Bebauungsplanverfahrens cha­
rakteristisch – zum Nachteil der Lich­
tenbergerinnen und Lichtenberger. 

Die gefassten Beschlüsse will die 
Linke heute nicht mehr in Frage stel­
len. Wir freuen uns auf die neuen Be­
wohner der Parkstadt, die wir für die 
Art und Weise der Entstehung ihrer 
Wohnungen nicht in Sippenhaft neh­
men wollen. Für die Zukunft müssen 
wir aber aus den Vorgängen um die 
Parkstadt Lehren ziehen und eine 
strikte Trennung von Stadtentwick­
lungsamt und Bauherreninteressen 
einfordern.	 ANTONIO LEONHARDT

In vielen Kommunen steht Einwoh­
ner:innen selbstverständlich mindes­
tens eine kostenlose Sperrmüllabho­
lung im Jahr zu. Doch in Berlin muss 
man Kleiderschrank und Eckcouch 
selbst zu einem der gerade mal 15 Re- 
cyclinghöfe der BSR fahren. Abholung  
ist möglich, kostet jedoch: im Standard- 
tarif 100 Euro und selbst im Spartarif 
bereits 50 Euro bis 5 m³ – für Gering­
verdienende eine spürbare Belastung.

Mitte macht vor, dass es auch an­
ders geht. 2019 und 2020 fanden im 
Bezirk jeweils eine Reihe von Sperr­
müllaktionstagen statt. Sie werden 
gemeinsam vom Bezirksamt und der 
BSR organisiert, finanziert aus dem 
Senatsprogramm „Saubere Stadt“. 
Damit will der Bezirk einerseits der zu­
nehmenden Problematik des illegalen 
Abstellens von Sperrmüll auf der Stra­
ße begegnen und andererseits einen 
Weg zu einem anderen System der 
Sperrmüllentsorgung bahnen. Denn 
immer weniger Menschen haben ein 
eigenes Auto und dieser Trend wird 
bzw. soll sich aus ökologischen Grün­
den in den nächsten Jahren im Zuge 
der Mobilitätswende sogar noch deut­

lich verstärken. Hinzu kommt: Unse­
re Gesellschaft wird älter. Fast ein 
Fünftel der Lichtenberger:innen ist 
über 65 Jahre alt. Zugleich steht für 
den gesamten Bezirk nur ein einziger 
BSR-Recyclinghof zur Verfügung. Für 
große und weiter wachsende Teile 
der Einwohnerschaft ist es also nicht 
zumutbar, ihren Sperrmüll selbst zu 
dem Hof zu fahren. 

Deshalb beantragen wir in der Au­
gust-BVV, dass es auch in Lichten­
berg ab dem Jahr 2021 mindestens  
6 Sperrmüllaktionstage gibt und wol- 
len zudem, dass das Land Berlin je­
dem Haushalt eine jährliche kosten­
lose Sperrmüllabholung anbietet. 
Sauber, sozial, serviceorientiert – so 
muss unsere Stadt sein.

	 ROMAN VERESSOV

Pop-up-Radwege statt  
langfristiger Verkehrsplanung?
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DIE LINKE fordert Sperrmüll­
aktionstage.
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Parkstadt Karlshorst – Das Buch zum Bebauungsplan. 
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Nach langer Corona-bedingter 
Zwangspause konnten sich Freunde 
und Stammgäste des vom OV Karls­
horst seit Jahren organisierten Politi­
schen Frühschoppens freuen.

Am 12. Juli traf man sich in der Ha- 
vanna Bar. Zu Gast war der deutsch-
amerikanische Journalist Loren Bal- 
horn, Redakteur beim Jacobin Maga­
zin und Mitarbeiter der Rosa-Luxem­
burg-Stiftung.

Frühschoppenorganisatorin „der 
ersten Stunde“, Dr. Erika Berndt, hat­
te sich mit dem Gast über den Titel 
dieses Frühschoppens geeinigt: „Die 
USA – Gesellschaft im Ausnahmezu­
stand“, also hochaktuell. 

Balhorn, geboren und aufgewach­
sen im amerikanischen Mittelwesten, 
also „auf dem Lande“, weit entfernt 
von den großen Metropolen, war so­
wohl bemüht, dem Publikum ein Bild 
des heutigen Amerika zu schildern, 
als auch das derzeitige Kräftever­
hältnis zwischen Republikanern und 
Demokraten wenige Monate vor der 
Wahl in den USA darzustellen und die 
wichtigsten Akteure, die die Schlag­
zeilen liefern, zu charakterisieren, 
also Sanders, Biden, Trump. Natürlich 
wurde gefragt und bedauert, warum 
Sanders „aufgegeben“ und welche 
Empfehlung er seinen Anhängern ge­
geben hat.

Aus dem Publikum gab es neben 
vielen Fragen natürlich Versuche, den 
Gast zu einer Prognose für den 6. No­
vember zu bewegen, allerdings ohne 
konkreten Erfolg.

	 DIETER GÖRSDORF

Wer Beteiligung ernst meint, kommt 
nicht umhin dahin zu gehen, wo die 
Menschen sind – auch ins Internet. 
Praktisch alle jungen Menschen ha­
ben eine Online-Präsenz, ein Profil in 
sozialen Medien und vernetzen sich 
international. Aber auch lokal, wenn 
es um ihr direktes Lebensumfeld 
geht, wollen Kinder und Jugendliche 
digital einbezogen werden – zusätz­
lich zum Jugendclub oder ihrer Schu­
le. Das erfordert von der Verwaltung 
ein Umdenken, neue Ressourcen und 
Know-how für den Aufbau zeitgemä­
ßer Formate. 

In meiner Abteilung im Bezirksamt 
gehen wir nun die nächsten Schritte. 
Eine neue Kollegin, die die Beauftrag­
te für Kinder- und Jugendbeteiligung 
für den digitalen Bereich unterstützt, 
ist seit Mitte Juli Teil des Teams.  
Außerdem haben wir einen Vertrag 
mit einem Jugendhilfeträger geschlos­
sen, mit dem Ziel bis zum Jahresen­
de ein Konzept zu entwickeln, wie 
die Beteiligung junger Menschen aus 
Lichtenberg künftig digital funktionie­
ren soll. 

Gerade die Corona-Pandemie hat 
gezeigt, dass bisherige Kommunika­
tionswege an ihre Grenzen stoßen. 
Schulen und Freizeiteinrichtungen 
waren zeitweise geschlossen. Betei­
ligung konnte kaum stattfinden und 
das, obwohl es um entscheidende Be­

dürfnisse der Kinder und Jugendlichen 
ging. Vereinzelt gab es selbstorgani­
sierte Aktionen von Schüler:innen, die 
mangels Beteiligung ihre Forderungen 
an die Bildungssenatorin sendeten. 
Entstanden ist auch die tolle Initiative 
#16prozent, die darauf aufmerksam 
macht, dass 16 Prozent aller Berli­
ner:innen unter 18 Jahre jung sind. 
Diese Kids und Jugendlichen wollen 
auf Landesebene aber auch bei kom­
munalpolitischen Prozessen einbe­
zogen und es muss ihnen zugehört 
werden. 

In Lichtenberg haben wir schon 
einige Vorarbeit geleistet. Mit der Ju­
gend-BVV, an der Jugendliche auch 

online teilnehmen konnten, mit dem 
Engagement unserer Jugendhilfeaus­
schussvorsitzenden Claudia Engel­
mann oder mit den Aktionen rund 
um die Kinderrechtekonferenz, haben 
wir kontinuierlich auch unsere eigene 
digitale Kompetenz verbessert. Nun 
folgt mit der geplanten Ausstattung 
der Jugendfreizeiteinrichtungen mit 
W-lan und entsprechenden Endgerä­
ten sowie dem beauftragten Träger­
projekt der entscheidende Schritt 
zur regelhaften digitalen Kinder- und 
Jugendbeteiligung, der einen kleinen 
Meilenstein für die Verwaltung bedeu­
tet und über den ich mich sehr freue. 

	 KATRIN FRAMKE

Tropenexpedition im  
Großstadtdschungel

Neustart für 
Politischen 
Frühschoppen

Welche Lichtenbergerin oder Lichten­
berger kennt es nicht – das Alfred-
Brehm-Haus im Tierpark Berlin? Im 

Jahr 2018 begannen die Umbauarbei­
ten an dem 1963 als größtes Tierhaus 
der Welt erbauten Gebäude. Das Al­
fred-Brehm-Haus entsprach Tierpark­
direktor Knieriem zufolge nicht mehr 
den heutigen Ansprüchen an eine mo­
derne Tierhaltung. Wo früher Gitter­
stäbe Löwen und Besucher voneinan­
der trennten, befinden sich heute die 
Malaienbären hinter großen Glaswän­
den. Ebenso haben die Sumatra Tiger 
mehr Platz. Auch sie sind nun durch 
eine breite Glasfront zu besichtigen. 

Am Eröffnungstag war auch die 
Tochter des damaligen Architekten 
Heinz Graffunder zu Gast. Schade, 
dass sie nicht unter den Eröffnungs­
rednern war. Das Alfred-Brehm-Haus 
ist in seiner Grundstruktur erhalten 
geblieben und auch drinnen findet 

sich der Tierparkbesucher gut zurecht.  
Geldgeber für den 9,5 Millionen teu­
ren Umbau waren u. a. das Land Ber­
lin, die Lotto-Stiftung sowie die Bot­
schaft der Republik Indonesien. Nicht 
zu vergessen: die Fördergemeinschaft 
von Tierpark und Zoo natürlich. Der 
Tierpark erfreut sich seit dem Jahr 
2014 immer größeren Zulaufs. Mir ist 
wieder bewusst geworden, wie wich­
tig unser Tierpark für die Menschen in 
unserem Bezirk ist – eine grüne Oase 
und Anziehungspunkt Nummer eins 
für die hier lebenden Familien. Die 
Eröffnung am 16. Juli markierte auch 
ein Stück Normalität in der Corona-
Zeit, nach der sich viele so sehnen. 
Ich will nicht zu viel verraten, schauen 
Sie sich das Alfred-Brehm-Haus am 
besten selbst an. 	 NORMAN WOLF
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Der deutsch-amerikanische 
Journalist Loren Balhorn 
(rechts) war ein sachkundiger  
Gesprächspartner.
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Norman Wolf, Hendrikje Klein 
und Michael Grunst waren vom 
neuen Haus begeistert.

Kinder und Jugendliche digital abholen
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Jana Retiet ist seit August 2020 die 
neue Mitarbeiterin in der Fraktion DIE 
LINKE in der BVV Lichtenberg und 
meine Nachfolgerin. Als Mitglied der 
Linkspartei ist sie seit 2011 im Orts­
verband Fennpfuhl aktiv und für eini­
ge Genossinnen und Genossen keine 
Unbekannte. Auch für die Fraktion 
wurde sie bereits tätig, als sie im Juni 
2019 an einem „Mietenpolitischen 
Grillabend“ im Undine-Garten in der 
Hagenstraße als Rechtsanwältin mit 
aktuellem Rat zur Verfügung stand. 
Die Mietenpolitik als gesellschaft­
liches Problem begleitet Jana schon 
seit Jahren beruflich. Hier versucht 
sie zu helfen, zur moderaten Problem­
lösung beizutragen und wenn nötig zu 
klagen.

Jana Retiet wurde 1975 in Per­
leberg geboren. Ihre Kindheit und 
Jugend hat sie in Wittenberge ver­
bracht. Dort lebt ihre Mutter und 
dorthin kehrt sie immer wieder gerne 
zurück. Jana erzählt mir vom Wan­
del der einstigen Industriestadt, die 
zu DDR-Zeiten u. a. bekannt war für 
ihre Produktion von Zellwolle und 
„Veritas“ Nähmaschinen. Nach der 
Wende verschwand die Industrie und 
ein Großteil der Bevölkerung wander­
te ab. Das große Bahnhofsgebäude 
steht heute leer, aber Wittenberge als 
Verkehrsknotenpunkt u. a. zwischen 
Berlin und Hamburg ist geblieben. 
Heute wirbt die Stadt an der Elbe mit 
touristischen Angeboten. Hier hat 
Jana 1993 ihr Abitur abgelegt. Eine 
Besonderheit ist zu ihrer Schulzeit 
zu vermerken. Ihre Mutter war Leh­
rerin am Gymnasium und Jana hatte 
bei ihr Englisch-Unterricht. Doch Vor­
teile hatte sie hierdurch keineswegs. 
Sie musste in diesem Fach besser 
sein als ihre Mitschüler. Im selben 
Jahr begann Jana ein Jurastudium an 
der Universität Potsdam. Es war ein 
Wunschfach und sie kann sich seit 
2003 nach den beiden Staatsexamen 
eine Volljuristin nennen, die damit 
gleichzeitig die Befähigung zum Rich­
teramt erwarb. Ihre Zulassung zur 
Rechtsanwältin folgte unmittelbar. 
Wie für die meisten Frauen, so muss­
te Jana auch für sich das Problem der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
lösen. Schon während des Studiums 
und Referendariats kamen zwei ihrer 
drei Söhne zur Welt. Sie arbeitete zu­
nächst in einem Rechtsanwaltsbüro 
und spezialisierte sich auf das Miet­
recht. Seit 2010 geht sie als Einzel­

anwältin einen anderen Weg. Ihr be­
sonderer Service besteht darin, ihre 
Mandanten in deren Geschäftsräu­
men oder zu Hause aufzusuchen. Sie 
vertritt sie besonders im Miet- und 
Sozialrecht. Die Hausbesuche offen­
baren nicht selten prekäre Verhält­
nisse. Diese Arbeit ist Jana wichtig 
und sie macht sie gern und wird sie 
auch zukünftig nicht missen. Erfah­
rungen sammelte sie auch in der eh­
renamtlichen Mieterberatung, die sie 
im Wahlkreisbüro des Abgeordneten­
haus-Mitgliedes Sebastian Schlüssel­
burg angeboten hatte. 

Nun erwarten Jana neue Heraus­
forderungen in der Fraktionsarbeit, 
auf die sie sich freut. Ihr Facebook­
profil verrät einiges über ihre Hob­
bys. Neben Langstreckenschwimmen 
und Radfahren, liebt Jana Ausflüge 

ins Umland, Kino-, Galerie- und Mu­
seumsbesuche. Besonderes Augen­
merk legt sie auf gesunde, frische 
und „selbst hergestellte“ Mahlzeiten 
für alle Haushaltsmitglieder. In der 

Familie hatte sie stets die Füh­
rungsrolle, organisierte und verwal­
tete zwischen Alltag und Beruf. In­
zwischen sind ihre großen Kinder 17 
und 18 Jahre alt und weitgehend selb­
ständig. Ihr kleiner Sohn ist acht Jah­
re alt. Jana ist überaus froh über ihr 
intaktes soziales Umfeld und über die 
Menschen, auf die sie sich verlassen 
kann. Für ihre neue Arbeit wünsche 
ich Jana Retiet alles Gute und viel Er­
folg. Ich bin davon überzeugt, dass 
sie die gleiche Unterstützung in ihrer 
neuen Tätigkeit bekommt, die ich in 
den letzten 20 Jahren erfahren habe.

	 DANIELA FUCHS

Jana Retiet ist seit August Mitarbeiterin der Fraktion.
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Multitasking ist für mich  
nichts Neues – Jana Retiet

Herausgeber: 
DIE LINKE in der BVV Lichtenberg 
V.i.S.d.P. Norman Wolf

Adresse der Redaktion: 
Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin

E-Mail: fraktion@die-linke-lichtenberg.de 
Web: www.linksfraktion-lichtenberg.de 
Telefon: (030) 90 296 31 20 
Fax: (030) 55 92 307

Redaktionsschluss:  
19. August 2020  

Gestaltung: Uta Tietze 
Druck: BVZ Berliner Zeitungsdruck GmbH 

IMPRESSUM

KULTURTIPP 
Potsdamer Konferenz 1945 –  
Die Neuordnung der Welt. 
Sonderausstellung zum 75. 
Jahrestag der Potsdamer  
Konferenz

Die Potsdamer Konferenz gilt als 
der Endpunkt des Zweiten Weltkrie­
ges. Die gezeigte Einigkeit der drei 
Staatschefs der Siegermächte Sta­
lin, Trumen und Churchill bzw. Attlee 
war nur von kurzer Dauer. Der Keim 
des Kalten Krieges war schon gelegt. 
Die dort beschlossene Neuordnung 
der Welt kann der Besucher in einer 
multimedialen Zeitreise nachvollzie­
hen. Den genannten Staatsmännern 
stehen Berichte von Zeitzeugen ge­
genüber, darunter Opfer der Atom­
bombenabwürfe, Vertriebene und 
Kollaborateure. Interessant sind die 
Berichte der damals 19-jährigen Se­
kretärin Churchills, Joy Milward, die 
ein eigenes atmosphärisches Bild 
der Konferenz vermittelt. Für die Be­
sucher steht auf der Gartenterrasse 
die Nachbildung der Korbstühle für 
eigene Fotos bereit. Hier hatten die 
„Großen Drei“ für die Presse posiert. 
	  	 DANIELA FUCHS

z	 Schloss Cecilienhof, Im Neuen 
Garten 11, 14469 Potsdam. Bis 
31.12.2020. Bitte Onlinetickets 
buchen 

z	 19.9., 10 Uhr  
Kiezspaziergang in Karlshorst mit 
Norman Wolf, Treffpunkt: Grün­
fläche gegenüber der HTW

WANN UND WO
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Nicht erst seit heute wissen wir: In 
Neu-Hohenschönhausen herrscht ein 
Engpass in Bezug auf Kinderärzte. 
2018 fanden erste Gespräche mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung (KV) 
statt. Im Frühjahr 2019 kam das The­
ma Kinderarzt bis in den Ausschuss 
Gesundheit. Dort machte ich deutlich, 
dass wir in Hohenschönhausen drin­
gend Unterstützung brauchen, da wir 
nur noch zwei Ärzte haben. Diesen 
Zustand kann niemand mehr einfach 
so hinnehmen.

Trotzdem wurde immer wieder be­
teuert, laut Statistik gibt es in Lich­
tenberg ausreichend Kinderärzte, 
allerdings nicht im Stadtteil Hohen­
schönhausen. 

Sogar Praxisräume hatte uns die 
HOWOGE zwischenzeitlich schon zur 
Verfügung gestellt, die jedoch nicht 
so lange freigehalten werden konnten, 
bis der Rekrutingprozess mit einem  
neuen Kinderarzt abgeschlossen war. 
Fazit: keine Praxis – kein Kinderarzt. 

Eskaliert ist die Sache, als eine der 
Ärztinnen Ende 2019 in Rente ging 
und ihre Praxis für immer schloss. 

Nun gab es erst recht dringenden 
Handlungsbedarf. Gespräche wurden 
geführt mit der Senatsverwaltung Ge­
sundheit, mit dem Bezirksamt, mit 
der HOWOGE und der KV. Wir haben 
es geschafft! Ab dem 1.10.2020 gibt 
es im Ärztehaus in der Gehrensee­
straße einen neuen Kinderarzt in Voll­
zeit. Dazu kann ich nur sagen: Hart­
näckigkeit zahlt sich aus.

	 INES SCHMIDT

Weltfriedenstag feiern!
Ein Interview mit Dr. med. Alex Rosen 
Co-Vorsitzender der deutschen Sek-
tion der Internationale Ärzte für die 
Verhütung des Atomkriegs / Ärzte in 
sozialer Verantwortung IPPNW e. V.

z 	 Was muss die Bundesregierung 
tun, um die atomare Abrüstung vo-
ranzubringen? 
Offiziell bekennt sich die Bundesregie­
rung zur Vision einer atomwaffenfreien 
Welt, gleichzeitig wird bewusst gegen 
den Geist des Atomwaffensperrver­
trags verstoßen, indem US-Atomwaf­
fen in Deutschland stationiert werden 
und deren Abwurf über russischen 
Zielen von deutschen Kampfpiloten 
trainiert wird. 2017 verabschiedeten 
122 UN-Mitgliedsstaaten den wegwei­
senden Atomwaffenverbotsvertrag. 
Deutschland boykottierte die Ver­
handlungen, verweigert jegliche kons­
truktive Auseinandersetzung mit dem 
Vertrag und steht damit stramm an 
der Seite der Atomwaffenstaaten, die 
weiterhin keine Absicht erkennen las­
sen, ihre Atomwaffenarsenale abzurüs­
ten. Um die atomare Abrüstung wirk­
lich voranzubringen muss Deutschland 
endlich den fraktionsübergreifenden 
Bundestagsbeschluss von 2010 um­
setzen und die USA ihre Atomwaffen 
abziehen lassen. 
z 	 Weitere Staaten sind dem Atom-
waffenverbotsvertrag beigetreten. 

Welche Chancen gibt es, Atomwaf-
fen vollständig abzuschaffen?
Erstmals hat sich weltweit eine breite 
Koalition an Nicht-Atomwaffenstaa­
ten und humanitären Organisationen 
gebildet, die sich konsequent für ein 
völkerrechtliches Atomwaffenverbot 
einsetzt und diese Forderung nicht 
nur auf dem internationalen Parkett 
vertritt, sondern das Anliegen in die 
Konzernzentralen der Zulieferungsbe­
triebe von Atomwaffen, in die Banken 

und Versicherungen, die mit Atom­
waffen Geld verdienen, in die Gewerk­
schaften, die Kirchen, die Schulen 
und Universitäten, in die Rathäuser 
und Parlamente trägt. Die von uns 
gegründete Internationale Kampagne 
für die Abschaffung von Atomwaffen 
ICAN, die 2017 mit dem Friedensno­
belpreis ausgezeichnet wurde, hat es 
geschafft, weltweit Hunderttausende 
von Menschen für dieses Thema zu 
mobilisieren. 

z 	 Abrüstungsverträge laufen aus 
oder wurden von der US-Regierung 
gekündigt. …
Die Sicherheitsarchitektur wird 
schrittweise zurückgebaut, die Pfei­
ler unserer Sicherheit eingerissen. 
Dem müssen wir uns entgegenstellen 
und vertrauensbildende Maßnahmen 
fordern und vorbereiten, um wieder 
aufeinander zuzugehen, statt sich im­
mer weiter voneinander zu entfernen. 
Der Abzug der US-Atomwaffen aus 
Deutschland, gekoppelt mit der Inten­
sivierung der Gesprächskanäle und 
Verhandlungen mit Russland über Ab­
rüstung und Deeskalation wäre daher 
eine sinnvolle Maßnahme. 
		  KLAUS SINGER

Hartnäckigkeit  
zahlt sich aus 

Schulbaufortschritte
Mit Schulneu- und Ergänzungsbauten 
allein wird auch die im Bildungswe­
sen durch Covid 19 ausgebrochene 
Krise nicht zu bewältigen sein. Mit 
der Sanierung bzw. dem Neubau von 
40 Schul- und Sportstättengebäuden 
bietet Lichtenberg immerhin seinen 
nunmehr 50.000 Kindern und ihren 
Familien räumlich mehr Platz. 

Zwar „kommt die Schulbauoffen­
sive“ nach Bezirksbürgermeister Mi­
chael Grunst (DIE LINKE) „um zwei 
bis drei Jahre zu spät“. Aber trotz 
Lockdown können er und sein Schul­
stadtrat Martin Schaefer (CDU) be­
reits auf deutliche Fortschritte in dem 
„unterschätzten Bezirk“ (Regierender 
Bürgermeister Michael Müller (SPD) 
verweisen.

Station einer Baustellentour mit 
Pressevertretern im Juli war deshalb 
u. a. der Bauplatz Hohenschönhausen 
Wartiner Straße 1 – 3. Seit März wird 
hier auf 14.500 m² Fläche das größte 
und finanzkräftigste Bauprojekt der 

Schulbauoffensive des Bezirkes in Ei­
genregie aus dem Boden gestampft: 
Bis Mai 2022 entstehen hier ein 

viergeschossiges Schulgebäude mit 
Sporthalle und Außenfläche für 725 
Schüler. Die Gesamtkosten liegen bei 
44 Mio Euro (inkl. Mobiliar).

Am Römerweg 120 in Berlin Karls­
horst wird bis 2021 das bestehende 
Schulgebäude der Lew-Tolstoi-Euro­
paschule für die derzeit 593 Schüle­
rinnen und Schüler, 42 Lehrer:innen, 
21 Erzieher:innen aufgestockt sowie 
eine neue Sporthalle mit Außenanla­
gen errichtet. Für 17 Mio Euro werden 
u. a. 26 Räume, Mensa mit Küche so­
wie WCs saniert. 

Sporthallen und Außenanlagen 
sind von vornherein für die Mitnut­
zung durch Kiezsportvereine konzi­
piert. So sollen z. B. noch im Septem­
ber dieses Jahres die neue Cafeteria, 
Verteilerküche und Mensa des sanier­
ten Mehrzweckgebäudes „Am Breiten 
Luch 17“ Vereinen und Nachbarschaft 
zur Mitnutzung freigegeben werden. 
Eine neue Lüftungsanlage soll helfen, 
Corona zu trotzen.	 JOACHIM PAMPEL 

Bezirksbürgermeister Michael 
Grunst auf der Baustelle der 
Schule Wartiner Straße 1–3.
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Die beiden IPPNW-Vorsitzenden Susanne Grabenhorst und Alex Rosen 
mit einer klare Botschaft.
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Am 4. August 2020 traf sich der Lich­
tenberger Wahlkampfstab zu seiner 
ersten Beratung. Vieles muss auf 
dem Weg zu den Bundestagswahlen, 
den Wahlen zum Berliner Abgeordne­
tenhaus und zur Bezirksverordneten­
versammlung im Spätsommer 2021 
bedacht, besprochen und organisiert 
werden. Mitglieder des Stabes sind 
Genossinnen und Genossen aus Ho­
henschönhausen und Lichtenberg, 
von denen die meisten jede Menge 
Wahlkampferfahrung haben. Auch 
in der Vergangenheit gab es große 
Herausforderungen, aber noch keine 
Corona-Pandemie. Heute stellen sich 
ganz neue Fragen, mit denen sich 

auch der Wahlkampfstab intensiv be­
fasst hat. Wo zum Beispiel soll am 
14./15. November dieses Jahres un­
sere nächste Haupt- und Vertreterver­
sammlung stattfinden? Welcher Raum 
bietet Platz genug, um dort tagen zu 
können? Es gilt, Einberufungsfristen 
einzuhalten und damit jetzt Entschei­
dungen zu treffen. Auch wenn im Mo­
ment niemand weiß, ob im November 
die Abstandsgebote und Vorsichts­
maßnahmen vielleicht schon aufge­
hoben sind. Verschiedene mögliche 
Tagungsorte in Hohenschönhausen 
und Lichtenberg wurden geprüft, aber 
leider ohne Erfolg. Das Problem ist 
nun glücklicherweise gelöst. Wir wer­

den auf der Trabrennbahn Karlshorst 
tagen. Dort können wir alle Auflagen 
einhalten.

Ich finde, das ist für den kommen­
den Wahlkampf ein guter Start. Die 
Trabrennbahn steht für fairen Wett­
bewerb, für Tempo und Durchhalte­
vermögen und vor allem für den un­
bedingten Willen, als Sieger aus dem 
Rennen hervorzugehen.

	 TANJA BEHREND

z	 Habt Ihr Fragen, Anregungen, 
Ideen? Dann schreibt uns ein­
fach: wahlkampfstab@die-linke-
lichtenberg.de

Im Verlauf des Monats September 
wird in Gesines Bürgerbüro eine kos­
tenlose Sozial- und Rechtsinformation 
eingerichtet. Ziel ist es, Bürgerinnen 
und Bürger bei der Bewältigung von 
alltäglichen Fragen zu unterstützen. 
Damit soll ihnen der Gang zu den Be­
hörden erleichtert werden und auch 
Unterstützung bei der Erarbeitung von  
Anschreiben zu ihren Anliegen gege­
ben werden.

Unabhängig vom sich abzeichnen­
den Wahlkampf wollen wir das zum 
Teil verloren gegangene Profil der Lin­
ken als Kümmererpartei wieder stär­
ken. Vielfach wurden wir bei unseren 
regelmäßig stattfindenden Informa­
tionsständen darauf angesprochen, 

dass sich die Linke früher mehr um 
die kleinen Sorgen der einfachen Bür­
ger gekümmert hat. Wir wollen ver­

suchen, scheinbar verlorenen Boden 
zurückzugewinnen. 

Beabsichtigt ist auch, Kontakte zu  
unseren Abgeordneten in der BVV 
und im Abgeordnetenhaus zu ver­
mitteln. Eine Einschränkung auf be­
stimmte Themenbereiche ist nicht 
vorgesehen.

Die Sprechstunde wird dienstags 
in Gesines Bürgerbüro in der Zingster 
Straße 12 und donnerstags in der Ge­
schäftsstelle der Linken in der Alfred-
Kowalke-Straße 14 jeweils von 17 bis 
19 Uhr stattfinden. 

Die Sprechstundentermine werden 
nach telefonischer Anmeldung unter 
992 707 25 vergeben.

	 RALF SCHULTHEISS

An dieser Stelle steht künftig ein Lich-
tenberger, Berliner Thema im Mittel-
punkt und wir befragen dazu einen lin-
ken Politiker. Dieses Mal äußert sich 
Katina Schubert, Mitglied im Berliner 
Abgeordnetenhaus und Landesvor-
sitzende der Berliner LINKEN, zum 
Kampf um die Gemeinnützigkeit der 
VVN-BdA.

Für uns nicht nachvollziehbar wur­
de der Bundesvereinigung der Ver­
einigung der Verfolgten des Nazire­
gimes – Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten (VVN-BdA) e.V. 
vom Berliner Finanzamt im Novem­
ber 2019 mitgeteilt, dass ihnen die 
Gemeinnützigkeit aberkannt wer­

den soll. Grundlage dafür ist die Er­
wähnung als angeblich „linksextre­
mistisch beeinflusste Organisation“ 
durch den bayerischen Verfassungs­
schutz. 

Ein unfassbarer Vorgang und 75 
Jahre nach der Befreiung vom Fa­
schismus ein völlig verheerendes Sig­
nal für alle Menschen, die sich gegen 
alte und neue Nazis engagieren. Die 
VVN-BdA leistet gerade in diesen Zei­
ten wichtige antifaschistische Arbeit. 
Zivilgesellschaftliches Engagement  
ist ein unverzichtbarer Bestandteil ei­
nes funktionierenden Gemeinwesens. 
Um das unmissverständlich klarzu­
stellen, hat der rot-rot-grüne Senat 
zusammen mit Bremen eine erste 

Bundesratsinitiative zur Modernisie­
rung des Gemeinnützigkeitsrechts 
eingebracht. Am Ende des Weges 
steht unser Ziel, dass Vereinigungen, 
die auf dem Boden des Grundgeset­
zes arbeiten, sich politisch engagie­
ren können, ohne ihre Steuerbegüns­
tigung zu verlieren. Das ist für die 
Finanzierung solcher Organisationen 
extrem wichtig, weil Spenderinnen 
und Spender ihre Zuwendungen steu­
erlich geltend machen können. Dies 
wird noch ein längerer Weg, aber ge­
rade deshalb stehen wir weiter soli­
darisch an der Seite der VVN-BdA 
im Kampf um die Gemeinnützigkeit. 
Antifaschismus bleibt unverzichtbar, 
mehr denn je! 	 KATINA SCHUBERT 

Nachgefragt:

M I T  R AT  &  T A T

z	 Dienstag 1.9., 15 Uhr
	 Kinder-Friedensfest in der The­

atergasse Karlshorst – Kreide, 
Würstchen, Eis

z	 Sonntag 13.9., 14 – 19 Uhr
	 Zum 75. Mal begeht der VVN/

BdA den Tag der Erinnerung und 
Mahnung, Rosa-Luxemburg-Platz 
bei Musik und Talk, u .a. mit Ge­
sine Lötzsch

z	 Montag 14.9., 16 – 18 Uhr
	 Beratung zu Sozial- und Miet­

rechtsfragen, Alfred Kowalke Str. 
14, mit Jurist David Fischer,  
Voranmeldung erforderlich unter 
985 653 62 

z	 Dienstag 15.9., 10 – 18 Uhr	
	 Aktionstag für Nachhaltigkeit mit 

einem Nähcafé – Reparatur und 
Upcycling von Textilien, Bürger­
stübchen Anton-Saefkow-Platz

	
z	 Montag 28.9., 19 Uhr
	 Sitzung des BV 

T E R M I N E

z	 Ines Schmidt, MdA, WK1 
	 Fon 960 631 28, 2.9., 15 Uhr 

Sprechstunde in der ARTKI Kunst­
Kita, Demminer Straße 4 

z	 Sebastian Schlüsselburg, MdA, 
WK 4 

	 Fon 285 065 24. 7./21./28.9., 
17 – 18 Uhr Wahlkreissprechstun­
de, Casa del Popolo, Buggenha­
genstraße 19, nur mit Anmeldung 

z	 Hendrikje Klein, MdA, WK 5 
	 Fon 232 525 60, 28.9., 17.30 –  

18.30 Uhr Bürgersprechstunde in 
der Alfred-Kowalke-Straße 14

S P R E C H S T U N D E N

Das Ziel fest im Blick

Kostenlose Sozial- und Rechtsinformationen

Solidarität mit der  
VVN-BdA!
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Ralf Schultheiß.
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Eher ein Schock

Oma und Opa müssen über die Frage 
nach den guten Erinnerungen lange 
nachdenken. Die Erlebnisse mit und 
nach dem Mauerfall waren für beide 
eher ein Schock. Sie beschreiben 
ihr erstes Gefühl mit der Frage, was 
nun wird? Soziale Unsicherheit und 
Zukunftsängste machten sich breit. 
Die Wiedervereinigung sahen sie eher 
skeptisch und konnten erst über die 
Jahre ein wenig Freude vorrangig 
über das vermehrte Angebot spüren. 
Jedoch, so mein Opa, blieb ein gewis­
ses Gefühl der Unterdrückung. Die 
Chance, eine reformierte DDR zu ins­
tallieren, wurde verpasst, so beide ein 
wenig wehmütig.

Mein Opa hatte das Glück von sei­
ner Firma übernommen zu werden, 
jedoch mit dem dauerhaften Druck 
den kapitalistischen Forderungen zu 
entsprechen. Trotzdem beschränkte 
dies nicht seinen Willen, Neues zu ler­
nen und weiter mithalten zu können. 
Bei meiner Oma war es extremer: Ihr 
Arbeitsgebiet wurde aufgelöst, im 
gleichen Unternehmen musste sie in 
einer neuen Branche anfangen. Vor­
rangig hatte sie große Angst vor der 
Arbeitslosigkeit und trat mehrere Um­
schulungen an, um ihren Arbeitsplatz 
zu sichern. Beide berichten davon, 
dass über die Jahre die kapitalisti­
schen Strukturen das kollegiale Zu­
sammensein auseinanderbrachte, es 
zu internen Kämpfen um Positionen 
kam und die Lohnunterschiede weiter 
wuchsen.	 ELISA OTTO

Eine Welt war zusammenge-
brochen

Bis zum 3. Oktober trug meine Oma  
eine andere Uniform. Über Nacht wur­
den dann die Uniformen gewechselt. 
Die bisherigen Berater wurden zu 
neuen Vorgesetzten und die DDR hat­
te aufgehört zu existieren. Für Oma 
war eine Welt zusammengebrochen. 

Aber der Blick auf die Wiederver­
einigung ist auch in meiner Familie 
unterschiedlich. Je nachdem, ob ich 
meine Eltern oder Großeltern frage, 
bekomme ich andere Antworten. Für 

Oma war die DDR eine Hoffnung auf 
eine bessere Welt, die mit dem 3. Ok- 
tober entgültig zu Ende ging. Das, wo­
für sie dreißig Jahre gearbeitet hatte, 
war vergebens gewesen. Die DDR 

war auch an ihren eigenen Schwä­
chen und Fehlern gescheitert. Vieles 
was an ihr zukunftsweisend war, ver­
schwand mit ihr. Auch meine Eltern 
hatten überwiegend gerne in der DDR 
gelebt, begrüßten aber viele der Ver­
änderungen und freuten sich, dass 
sich der Radius ihrer Urlaubsreisen 
nun erweitert hatte. Auch wenn sie 
heute vieles kritisch sehen, gute Erin­
nerungen an ihre Kinder- und Jugend­
zeit haben auch sie sich bewahrt. 

	 ANTONIO LEONHARDT

Leidenschaft fürs Reisen 
zum Beruf gemacht

Meine Mutter erlebte die Wende mit 
gemischten Gefühlen. Unverständlich 
war für sie, wie gerade zu der Zeit als 
man Gestaltungsmöglichkeiten ge­
wann, so viele Menschen den Osten 
verließen. Die Runden Tische verfolg­
te sie zu Anfang mit großer Hoffnung, 
von den Ergebnissen war sie jedoch 
sehr enttäuscht. 

Viel gesellschaftlicher Fortschritt, 
wie beispielsweise die Gleichberech­
tigung der Frau, so sagt sie ganz 
un-ostalgisch, müssen heute wieder 
neu erkämpft werden. Sie nutzte die 
Nachwendezeit um sich beruflich neu 
zu orientieren. In der DDR lernte sie in 
der Gastronomie, um zur See zu fah­
ren und die Welt zu sehen. Die Leiden­
schaft für das Reisen konnte sie mit 

einer Ausbildung zur Reiseverkehrs­
kauffrau erneut zum Beruf machen, 
da die Seefahrt mit zwei Kindern nicht 
mehr möglich war. Das Verdienst fiel 
jedoch so gering aus, dass es als 

einziges Haushaltseinkommen nicht 
ausgereicht hätte. Später eröffnete 
sie eine eigene Reiseagentur und ist 
in der gegenwärtigen Krise vor neue 
Herausforderungen gestellt. 

	 MAX GALLE

Alte Wunden

Als ich begann, nach Werdegängen 
und Geschichten über die Zeit nach 
der „Wende“ meines Umfeldes zu 
suchen, unterschätzte ich dieses Pro­
jekt komplett.

Meist bei einem Kaffee erhielt ich 
detailreiche biografische Nahaufnah­
men und Erlebnisse meiner näheren 
und entfernteren Verwandtschaft aus 
besagter Zeit. Doch die Treffen blie­
ben im Ergebnis nicht befriedigend: 
Als die Veröffentlichung des Artikels 
thematisiert wurde, ruderten sie zu­
rück. Alte Wunden schmerzten. Zu 
persönlich. Zu groß die Macht des 
gedruckten Wortes. Mehrjährige Ar­
beitslosigkeit sowie Umschulungen 
wurden in einem Satz abgehandelt, 
ausgebrochene Depression nebenbei 
erwähnt. Immerhin habe man ja wie­
der eine Arbeit gehabt und die Kinder 
gut durchbekommen. Häufig auch der 
positive Verweis, dass große Reise­
ziele erkundet werden konnten. Mei­
ne wahre Erkenntnis ist, dass ich die 
hohe Emotionalität der durchlebten 
Erfahrungen unterschätzte. Trotz oft 
geführter Gespräche war das Nach­
bohren in die feinsäuberlich gruppier­
ten Bruchstücke der Biografien eine 
Erfahrung, die sich in meine Identität 
hineinwebt.	 TONI KRAUS

Junge Leute haben ihre Eltern, Großeltern zu ihren guten und weniger guten Erinnerungen befragt,  
wie sich ihre Arbeitswelt, ihr Leben in den vergangenen drei Jahrzehnten verändert hat.

30 Jahre Deutsche Einheit 

Elisa mit ihren Großeltern.
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Toni Kraus.
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Max Galle mit seiner Mutter.
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„info links“ wird herausgegeben von:  
DIE LINKE, Landesvorstand Berlin
Redaktionsadresse: 
Geschäftsstelle der Partei DIE LINKE 
Alfred-Kowalke-Straße 14, 10315 Berlin 
Fon:	 (030) 512 20 47 
Fax:	 (030) 516 592 42 
Mail:	info@die-linke-lichtenberg.de 
Web:	www.die-linke-lichtenberg.de
V.i.S.d.P.: Gesine Lötzsch

Redaktionsschluss: 
Ausgabe September: 19. August 2020 
Die nächste Ausgabe erscheint am  
8. Oktober 2020.

Druck: BVZ Berliner Zeitungsdruck

Die infolinks kann man auch online 
abonnieren: Interessent*innen melden 
sich bitte in der Geschäftsstelle. 
Die „info links“ wird durch Spenden 
finanziert.

Spendenkonto:  
DIE LINKE. LV Berlin / Lichtenberg 
IBAN: DE 5910 0708 4805 2560 7803 
BIC: DE UT DE DB 110 
Bitte immer Verwendungszweck  
angeben: 
810-503, info links, Ihr Name, Vorname

Die Geschäftsstelle der LINKEN  
in der Alfred-Kowalke-Straße 14 hat 
wie folgt geöffnet: 
z	 dienstags 12 –17 Uhr
z	 mittwochs 13 –17 Uhr
z	 donnerstags 12 –17 Uhr 
z	 freitags 12 –17 Uhr

Vom 1.9 . bis 11.9. bleibt die Ge­
schäftsstelle geschlossen!

Geschäftsstellenleiter: Hartmut Zick  
z	 Telefon: 030/512 20 47 
z	 info@die-linke-lichtenberg.de
z	 hartmut.zick@dielinke.berlin

Ganz in der Nähe des U-Bahnhofs 
Friedrichsfelde befindet sich ein Kunst- 
werk namens „Quellbrunnen mit 
Sandsteinplastik“. Sagt euch nichts? 
Verständlich, denn der Zustand, in 
dem sich dieses ungewöhnliche Werk 
befindet, ist mehr als katastrophal. 
Dabei handelt es sich hier um eine 
bedeutende Skulptur im Rahmen der 
Neubebauung des heute typischen 
Lichtenberger Neubaus. 1983 wurde 
dieser Brunnen eingeweiht – und lei­
der nur bis 1993 bewässert. Heute ist 
die Mulde des Brunnens nur noch mit 
Moos und Kieselsteinen versetzt, das 
damalige Gebiet des Wassers wird 
abgegrenzt von einem Muster aus 
Pflastersteinen. Das hatte sich der 
Künstler, Karl-Günter Möpert, sicher­
lich anders vorgestellt. Dabei ist das 
Viertel voll mit Menschen, Eltern mit 
ihren Kindern, die diese angenehme 
Stelle in der Stadt sicherlich nutzen 
würden. 

Es stellt sich also die Frage, warum  
die Kunst im öffentlichen Raum so ver- 
nachlässigt wird? Liegt es daran, dass 
Kindern und Jugendlichen die Bedeu­
tung jener Kunst aus vergangenen 
Jahrhunderten nicht mehr bewusst 

ist oder, besser gesagt, nicht mehr 
bewusst gemacht wird? Oder ist es 
einfach nur die Ignoranz oder Schnell­
lebigkeit, dass niemand Zeit für die 
kleinen Dinge in dieser Stadt findet.

Es ist nicht so schwer, bedenke 
man doch, was die Kraft der Gruppe 
und Solidarität untereinander ausma­
chen kann. Es gibt bestimmt einige 
von euch, welche das ein oder andere 
Kunstwerk gesehen haben und sich 
dachten: „Was ist das? Und warum 
kümmert sich keiner darum?“. Und 
am Ende geht man selbst vorbei. 

Wenn sich jedoch eine Gruppe von 
Menschen zusammenfindet, die nicht 
vorbeigehen, die sagen, hier muss 
was getan werden – dann haben wir 
vielleicht eine Chance die Instandhal­
tung voranzutreiben. 

Ehrenamtlicher Kulturgutschützer –  
klingt doch super. Und es bedarf ja 
auch keinerlei Vorkenntnisse. Un­
kraut zupfen, die Steine pflegen, sich 
miteinander austauschen, an der fri­
schen Luft sein und noch etwas für 
alle tun. Wenn wir nicht die Initiative 
zeigen, wer dann?	 ELISA OTTO

Vergessene Kunst

In welcher Wohnanlage fühlt sich 
das grüne Flusspferd wohl? 

Da wegen der Corona-Krise keine 
Bundestagsbesuche stattfinden kön­
nen, verlost Gesine Lötzsch Bücher­
gutscheine von Lichtenberger Buch­
handlungen im Wert von 20 Euro. 

Einsendeschluss ist der 20. Sep-
tember 2020. Bitte die Antworten an 
gesine.loetzsch@bundestag.de mailen 
oder per Post schicken: Deutscher 
Bundestag, Dr. Gesine Lötzsch, MdB, 
Platz der Republik 1, 11011 Berlin.

Die Lösung des Julirätsels: Die 
Bersarin-Tafel hat an der Alfred-Ko-
walke-Straße / Am Tierpark ihren 
Platz. Vielen Dank für die vielen richti­
gen Lösungen. 
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Fotorätsel

z	 Bis Montag 30.11. 
	 „Von Casablanca nach Karls­

horst“, Sonderausstellung anläss­
lich des 75. Jahrestages der Be­
freiung vom Nationalsozialismus 
in Europa, Deutsch-Russisches 
Museum Karlshorst, Zwieseler 
Str. 4, gleichzeitige Besucherzahl 
6 Personen, Info: Tel: 501 581

z	 Sonntag, 30.8., 14 – 18 Uhr
	 Spirit us, Sonderöffnungszeiten 

im Rahmen der Kunstwoche der 
Kommunalen Galerien Berlin, 
Ausstellung über Kunst und Spi­
ritualität. Zeichnung, Malerei, Col­
lage, Ratskeller, Möllendorffstr. 6

z	 Dienstag, 1.9., 14 – 18 Uhr
	 Artist Talk mit den Künstler:in­

nen, Performance der Dänischen 
Künstlergruppe QWERTY 

z	 Freitag, 4.9., 18 – 0 Uhr 
	 Artist Talk und Führungen mit 

Künstler:innen, Kunst-Aktion 
„Wellenbad“ mit Thora Kraft, 
Ratskeller, Möllendorffstraße 6

z	 Freitag, 4.9., 18 – 0 Uhr 
	 Lange Nacht der Bilder – Kunst 

erleben an über 30 Orten – Ga­
lerien, Ateliers, Werkstätten, 
Ladengeschäfte öffnen für die 
Besucher:innen. Künstle:*innen 
bieten Spaziergänge zur Kunst in 
Lichtenberg an. Ratskeller – Ga­
lerie für zeitgenössische Kunst, 
Möllendorffstr. 6, weitere Info: 
90296-371

z	 Sonntag, 20.9., 15 Uhr
	 Kammermusik „Herbstbilder“ 

mit dem Duo Concertant Prof. 
Wolfgang Kühnel und Matthias 
Glanter, Kulturhaus Karlshorst, 
Treskowallee 112

z	 Sonnabend, 5.9., 17 Uhr
	 Karlshorster im Gespräch: Dr. 

Wolfgang Helfritsch + Dr. Klaus 
Borde im Gespräch mit Uwe 
Kraft, langjähriger Produktionslei­
ter des DEFA – Spielfilmstudios, 
KH Karlshorst, Treskowallee 112

z	 Freitag, 4.9., 19 Uhr 
	 „M – eine Stadt sucht einen Mör- 

der“, Deutschland1931, R: F. Lang
z	 Freitag, 18.9., 20 Uhr
	 „Deutschstunde“, D 2019,  

R: C. Schwochow, Kulturhaus 
Karlshorst, Treskowallee 112, 
Eintritt 6 € (erm. 3), telefonische 
Reservierung jeweils Mo – Do 
10 – 17 Uhr unter 475 940 610

A U S S T E L L U N G

K O N Z E R T

G E S P R Ä C H

K I N O

Der Brunnen am U-Bahnhof 
Friedrichsfelde sprudelt schon 
seit Jahren nicht mehr.

Die Anlage wurde von 1932 bis 1934 von den fortschrittlichen Stadtar­
chitekten Mebes & Emmerich als Gegenentwurf zu den bis dahin üblichen 
engen kaiserlichen Wohnvierteln geschaffen.


